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Drucksache Nr. 2630 


Antrag 

der Fraktion der Deutschen Partei 


hetr. Schadensfeststellung in Manövergehieten. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, unverzüglich mit den Hohen 

Kommissaren \ erhandlungen darüber aufzunehmen, daß 

1. die jetzige alliierte Verordnung Nr. 228, die die Schadensfest- 
stellung und Schadensvergütung regelt, zu Gunsten der vor dem 
1. April 1951 in Kraft gewesenen alliierten Verordnung über 
die Schadensfeststellung zurückgezogen wird und 

2. die gegenwärtig geltende alliierte Verordnung aufgehoben wird, 
wonach Personen, die im Manövergebiet aber außerhalb der 
eigentlichen Manöver geschädigt wurden, als Bearbeitungsgebühr 
für die Feststellung DM 10, - entrichten müssen. 


Bonn, den 28. September 1951 


Mattlies 

Dr. Mühlenfcid und Fraktion 


Drud: Buddruderei R. Madel« Boniit Atgelinderstrafte fl] 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger« Andemadi, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, NietzsdiestraOe ] 



